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Drucksache  

8/3658 
 

öffentlich 

Alternativantrag zum Antrag nach § 37 GO.LT 

– 

 
Fraktion AfD 

 

 

Lernmittelkosten dürfen keine Hürden für Bildungsteilhabe sein - Lernmittelentlastung 

ausweiten! 

 

Antrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 8/3608 

 

 

Der Landtag wolle beschließen: 

 

Schluss mit Lernmittelkosten! Lern- und Lehrmittelfreiheit für Sachsen-Anhalt jetzt einfüh-

ren!  

 

Der Landtag fordert die Landesregierung auf: 

 

1. eine generelle Lern- und Lehrmittelfreiheit für öffentliche Schulen in Sachsen-Anhalt 

einzuführen; 

 

2. dieser generellen Lern- und Lehrmittelfreiheit für öffentliche Schulen Verfassungsrang 

einzuräumen und nach dem Vorbild von Baden-Württemberg in der Verfassung des 

Landes Sachsen-Anhalt zu manifestieren und 

 

3. die bei der Einführung der generellen Lern- und Lehrmittelfreiheit für öffentliche Schu-

len tangierten Gesetze, Verordnungen usw. entsprechend anzupassen oder aufzuheben. 

 

 

 

Begründung 

 

Die generelle Lern- und Lehrmittelfreiheit an öffentlichen Schulen ist ein grundlegender 

Baustein für eine gerechte Bildung. Sie stellt sicher, dass alle Schüler, unabhängig von ihrem 

sozioökonomischen Hintergrund, gleichen Zugang zu Bildungsmaterialien haben. Dies ist 
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entscheidend, um Chancengleichheit im Bildungssystem zu gewährleisten und Bildungsun-

gleichheiten zu verringern. 

 

Die Einführung der generellen Lernmittelfreiheit würde dazu beitragen, die finanzielle Belas-

tung von allen Familien mit schulpflichtigen Kindern zu verringern, aber insbesondere von 

solchen mit geringem Einkommen. Sie würde sicherstellen, dass kein Kind aufgrund finanzi-

eller Einschränkungen benachteiligt wird und dass alle Kinder die gleichen Lernmöglichkeiten 

haben.  

 

Die Verankerung der Lernmittelfreiheit in der Verfassung würde ihre Bedeutung unterstrei-

chen und ihre Umsetzung auf Dauer sichern. Sie würde ein starkes Signal senden, dass Bil-

dung ein Grundrecht ist, das für alle zugänglich sein sollte, und dass der Staat eine Verpflich-

tung hat, dieses Recht zu schützen und zu fördern. 

 

 

 

Oliver Kirchner 

Fraktionsvorsitz 

 
 


